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gen müßten. Wir meinen, daß die

Eine Ucde Hoovers über den

Wiederaufbau Rußlands.

Die „Times" berichtet aus Washington über eine „sehr wich-
tige" Red«, die HandesSsekrctär Hoover auf der Jahresversamm-
lung der amerikanischen Handelskammer gehalten hat. Hoover
sagte, das russische Voll st erbe an der .Zerstörung
der Produktivität", Der Handel in Rußland schwinge
augenblicklich rückwärts. Der Kommunismus sei aufgcgeben
worden zugunsten einer .Kreuzung" von Individualismus und
einer milderen (jedoch ebenso undurchführbaren) Form der Tozia-
liSmuS. Die russische Regierung dürfe nicht verwechselt werden
mit dem russischen Volk; heute seien die Anhänger dieser Regie-
rung in Rußland auf eine sehr kleine Minderheit zurückgegangen.
Ob jebodi die Zahl dieser Anhänger klein oder groß sei, Rußland
müsse sein eigeneSpolitischeS und wirtschaftliches
System auSarbeiteu. Die amerikanische Wohltätigkeit in
Rußland fei heute zehnmal größer als die der gesamten übrigen
Teiler der Welt. Amerika rette das Leben von 10 Millionen Men-

?er Zucker-Wucher-Skandal.

Aus Berlin wird berichtet: In der morgigen Besprechung
im ReichsernährungSministerium werden die Erörterungen über die
Zuckernot einen breiten Raum einnehmen. Von den Vertretern der

Genossenschaften, des Handels usw. weiden dem Reichsernährungs-

minister Angaben über die Berhältnisie auf dem Zuckermarkt gemacht

werden. Nach den amtlichen Feststellungen war die Zuckerernte im

Jahr» 1921 um 20 % größer als in dem voraufgegangenen Wirt-

schafts,ahre und in ihrer Gesamtheit für das Inland verblieben.

Di» Zuckerwirt-chastsstelle hat bekanntgegeben, daß vom Oktober 1921

bis Februar 1922 nur ein Viertel der Produktion sretgegeben und

verkauft worden sei. Dir Vertreter des HandrIS verlangen nun
Aufklärung darüber, wo di« restlichen drei Viertel der

Produktion geblieben sind. Ferner soll der Minister um

sofortige Maßnahmen zur Behebung der Zuckrrnol für die

Haushaltungen und di« Industrien, mü Ausnahmen der Tchokoladen-
und Lilörjabrikation, ersucht werden.

lSzeit offenbar
Das Recht der Haus-

angestellten muß ausgestaltet werden, und ebenso das Recht der
Heimarbeiter. Was wurde über die Not der Heimarbeiter

Morgans Finanüerungsvorschlage für

Deutschland.

Der politische Berichterstatter der .Westminster Gazette"
schreibt dem Besuch Morgan-, der jetzt von New Kork nach

Europa unterwegs sei, werde in Finanz, und politischen Kreisen

mit großem Jnterefle entgegengesehen. ES heiße, Morgan komm»
mit endgültigen Vorschlägen, die bei der Repara-

tionsfrage von großem Nutzen seien und dazu beitragen wür-

den, daß eine der Hauptursachen der Reibungen zwischen England

und Frankreich verschwinde. Ein bekannter Eity-Bankier hat dem

Berichterstatter des Blattes die Vorschläge Morgans folgendermaßen

gekennzeichnet: Zunächst muffe eine Vereinbarung zwischen bdt

Alliierten zustande kommen, um den augenblicklichen Re-

parationsbetrag auf eine vernünftige Summe

herabzusetzen, 2)4 Milliarden Pfund würden als eine solche

Summe angesehen, wobei noch in Anschlag gebracht werden müsse,

waS Deutschland bereits -wzahlt habe, und war unter Ausschluß

deS abgetretenen Staatseigentums Robert Horne auf 200 Millionen

Pfund veranschlagte. Auf dieser Grundlage dürfte Deutschland, wie

angenommen werde, in bet Lage fein, den Zinsen- und Amorti-

sationsbetrag für seine Schulden aufzubringen. Wenn Deutschland

eine Anleihe erhalte, müsse «s bereit sein, Garantien in Gestalt

eines Pfandrechtes an bie Zölle zu geben. Es müsse

außerdem eine Sicherheit, wie zum Beispiel bie Eisenbahn, für die

Bezahlung seiner Zinsen bieten, zu gleicher Zeit allmählich den Druck

I angestelltenrecht gehen bie Dinge offenbar schwer in Ord-
! Ming. Noch ist keine festbegrenzte Arbeitszeit burchgeführt, und ich
• bedauere, baß auch christliche Arbeitervertreter an

einer dreizehn st ündigen Arbei t^zei^t
Geschmack und Gefallen finden. ~

die behördlichen Aufsichtsrechte
zur Zusammenlegung d,_ „ - ,
stelltenversicherung findet sich in einer dem Reichs rat
vorgelegten Denkschrift. An der internationalen Arbeiterorgani-
sation ist auch Deutschland beteiligt Dar Washingtoner Ab-
kommen über den Achtstundentag ist bisher nur von der Tschecho-
Slovakei, von Rumänien und von Indien ratifiziert, worden.
(Hört! hörtl rechts.) Bei der Konferenz über die A r b e i t s z e t t
>m Stet nkohlenbergbäu handelt es sich nur um eine
vorläufige Regelung. Die Arbeitszeitfrage tm Bergbau soll damit
nicht etwa erledigt sein. Die öffentliche Meinung tn Deutschland
ist außerordentlich erregt über den Entwurf eines ArbettS.
gericbtSgesetzeS. Hoffentlich führen die bereits etngeleüeten
Verhandlungen zur weiteren Klärung. Ich bedauere, daß trotz
aller Bemühungen d«S Ministeriums bte Beilegung des
Kampfes in der Metallindustrie immer noch nicht
erfolgen konnte. Dieser Kampf ist nicht nur wtrtschastlich, son-
dern auch'politisch sehr verhängnisvoll. Im Interesse der gesam-
ten deuffchen Wirschaft und unseres inneren Friedens, mochte ich
an alle Beteiligten die eindringliche Mahnung richten, meinen
friedlichen Ausgleich noch in letzter «tunde zu
w i l l i g e n. Ein solcher ist trotz der vielen mißlungenen Versuche
auch heute noch möglidi und allseitige Pflicht.

Frau Schröder (SD.): Erfreulich ist eS, daß die Ausführungen
des Ministers erkennen lassen, wie sehr das Verständnis für bte le»

' 'orm wenigstens da und dort im Wachsen ist.
;er Arbeitskraft, das wertvollste Gut

Hchlnßverhandlungen in Genna.

Die Russe« geben nach.

(Eigener Drahtbericht des »Hamburger Echo".)
Genua, 17. Mai, abends 10 Uhr.

7«4 Uhr abends. Die verspätet begonnene Rachmittagsitzung ist
beendet. Das Erscheinen der japanischen Vertreter auf dem Absiteg
der Wandelhalle des Pallazzo Reale kündigt wie immer den Schluß
bet Sitzung an. Es folgt Rakowski. Er bestätigt, war den ganzen
Tag über bet sehnliche Wunsch aller war: ® ir ftnb einig!

Diese Aeußerung macht vergessen, was bie Einigung der ernst-
haft nie uneinig Gewesenen für viele schöne Zeit gekostet hat.

Im wesentlichen wurden die Vorschläge der politischen Unter»
kommission zur Fortsetzung der Beratungen über ba* russisch«
Problem angenommen. Mit dem Haag als Tagungsort erklärte stck
Tschitscherin nach langer Diskussion einverstanden, als der
bolländische Minister Karnebeek die ausdrücklich« Erkläruna ab»

gab, daß die Sowjetdelegierten olle Rechte und Garantien wie bte
übrigen Vertreter der Regierungen im Haag genießen mürben. In
aem Artikel 6 der letzten an Rußland gerichteten Kote, die die Ein-

ladung zur Konferenz enthält, wurde die von der russischen Dcle.
gation gewünschte Aenderung vorgenommcn. ES heißt jetzt: .Um zu
ermöglichen, daß die Arbeit der Kommission in lotter Ruhe vonslatten
gcbin kann, werden bie russische Sowjetrepublik und die acht ver-
bündeten Svwejtrepubllken ihrerseits und dis» andern teilnebmenbcn

Regierungen anderseits bte Verpflichtung eingehen, sich jeder
agrefiitte« Haltung gegen da» Gebiet der andern und jeder upilturz-
lcrischen Propaganda zu enthalten."

eingefügt wurde: .und die acht verbündeten Sowietrepubli»
ken". Außerdem wurde beschloffen, bie Geltungsdauer des provi-

sorischen Burgfrieden» statt wie vorgesehen auf einen Monat, auf
vier Monate nach Abschluß der Genueser Konferenz auSzitdehnen.
Am Donnerstag findet nunmehr die eigentlich für Dienstag vor.

gesehene Vollsitzung bet politischen Kommission statt, an der sich
au* Frankreich und Belgien beteiligen werben. Falls nicht Llovd
Georg» schon morgen feine angekündigt» große Rede hält, kommt
der Vollsitzung nur formale Bedeutung zu. Für Feitrag vormittag
6 Ubr wurde bet Schlutzat: angefagt.

«u* englischen Kreisen wird heute ein» Kimbgebung, die
von Washington auSgegeben worden ist, verbreitet. In dem
(Kommunique wird gesagt, daß mü der Erklärung Hughes
bezüglich der Sinladung Amerikas nach Haag nicht die Tüt zu
weiteren Verhandlungen geöffnet ist.

... , zu verkennen. Die Ver-
sorgungsbezüge muffen der Geldentwertung angepaßt
werden. Der Hauptausschuß wünscht Erhöhung der Be»
,üge der Wochenhilfe. Das ist auch mein Wunsch. Ein

Gesetzentwurf wird vorbereitet. Bezüglich der landwirt-
schaftlichen Unfallversicherung habe ich die Länder
ersucht, der sinkenden Kauffraft des Geldes Rcchuung zu tragen.
Tie Versicherungsanstalten führen eigen scharfen Kampf gegen
Geschlechtskrankheiten, Trunksucht usw. Zur planmäßigen Be-
kämpfung muffen Richtlinien aufgestellt werden. Ferner muffen
die behördlichen AuffichtSrechte erweitert werden. Das Material

des Versicherungswesens. Wo ek stch um unsere
soziale Forderungen handelt, verweist man uns immer recht gern
auf den Druck der Entente, und die Hemmungen, die von dotcher
kommen. Wir kennen diese Hemmungen, aber man sollte auch
nicht vergessen, daß, um nur ein Beispiel zu sagen, die Washingtoner
Konferenz der internationalen Arbeiterorganisation in bezug auf den
Schutz von Frauen und Jugendlichen weit über das hinausging, was
Deutschland bisher in diesem Punkte kannte. Es wäre für Deutsch-
land kein Schaden, roenn_ eS auf dem Gebiete der Sozialpolitik so
weit wäre, daß es den Satz riskieren könnte: »Deutschland in der
Welt voran!" Die Sozialreform, die wir wünschen und erkämpfen,
liegt ja nicht allein im Interesse der Arbeiter. Sie liegt im Inter-
esse des ganzen Volkes. Stand am Kriegsende, wie der Reichs-
arbeitsminister erklärte, nicht nur ein politischer Umsturz, si
auch eine soziale Erschütterung, so muß daraus die Koni«
gezogen werden. (Lebhafter Beifall bei den SD.)

Behrens (DNP.) verlangt Ausbau der Sozialverficherung und
Entlastung der Krankenkassen in manchen Punkten.

Karsten (USP.): Das ReichsarbeitSministerium ist kein soziales

solche Kritik nicht beinflußt und kann nur dadurch in seinem Vor-
gehen bestärkt werden. Anders liegt es mit kritischen Aeußerungen
von Personen, die der Sozialpolitik grundsätzlich zugeneigt sind,
aber angesichts unserer Wirtschaftslage praktische Bedenken haben.
Hier ist zu bedenken, daß nicht weiter gegangen werden darf, als
cS die wirtschaftlichen Möglichkeiten gestatten. D i e Sozial-
politik ist von Wirtschafs- und Staatsfinanzen
durchaus abhängig. Das Ministerium hat die durch diese
Abhängigkeit gebotenen Grenzen stets beachtet. Vor zwei Jahren
hörte man noch au6 aller Munde, daß die Umwälzung von 1918
nicht nur eine politische, sondern auch eine soziale war. Ich
habe das nicht vergessen und werde im Staatsinteresse auch dem-
entsprechend handeln. Die sozialen Errungenschaften und Fort-
schritte werden dazu dienen, Arbeitnehmersckpift, Volk und Staat
besser miteinander verwachsen zu lassen, als das leider früher
der Fall war. Ich habe die feste Ueberzeugung, daß auch die
Wirtschaft von der gegenwärtigen Sozialreform Nutzen ziehen
wird. So sind die Leistungen und Arbeitsfreudig»

leit bei uns gewachsen und stehen hinter anderen
Ländern keineswegs zurück. Trotz der gewaltigen
Teuerungswelle ist eine Befferung der Verhältnisse eingetreten.
Das wird noch mehr der Fall fein,_roeiut die neuen Gesetze zur
Anwendung kommen. Bei dem Systemwechsel unserer sozial-
politischen Verhältnisse am Schluffe des Krieges ist viel über das
Ziel hinausgeschossen worden. Wer wollte heute noch die Theorie
des Liberalismus vom vorigen Jahrhundert durchführen? Die
Not desverlorenen Krieges zwingt uns zu bestimmten
Richtlinien. Von innen heraus muß gehandelt werden,
äußere Mittel können dabei nur Hilfe leisten. Die große Zahl
von Gesetzen und Verordnungen, besonders auf dem Gebiete der
Versicherungen und Versorgungen hängt mit der
Verminderung unseres Geldwertes zusammen. Die Gesetzgebung
kann nur schrittweise der tatsächlichen Entwicklung folgen. Wir
machen die vielen Gesetzes durchaus nicht zu unserem Vergnügen;
bei der Forderung neuer gesetzgeberischer Leistungen steht aber
keine Partei im Reichstag hinter der anderen zurück. Der Staat
mutz bei der Sozialpolitik maßgebende Richtlinien geben, damit

j n bem Wiederaufbau unseres

scheu. Eine wirklich dauernde Hilfe müsse sich aber auf bie
nackten wirtschaftlichen. Tatsachen gründen. Tie
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Rußlands seien von innen heran»
entstanden und nicht auf äußere Einflüsse zurückzuführen. Einige
russische Regierungsvertreter hätten sich mit Versprechungen von
großem wirtschaftlichen Vorteil an die Vereinigten Staaten ge-
wandt, wenn die Vereinigten Staaten wieder in Rußland einen
Botschafter einsetzten. Dauernd werde behauptet, Rußland biete
ein großes Feld für den Verkauf von amerikanischen Waren und
für den Erwerb von Millionen amerikanischer Arbeiter. Diese
Behauptungen ständen im Werte genau so tief,
wie der bolschewistische Rubel. Vor dem Kriege hatte
Rußland nur 1 % der amerikanischen Ausfuhr ausgenommen, was,
zurückgeführt auf die Arbeitszeit der amerikanischen Arbeiter,
einen Erwerb für rund 30 000 Menschen bedeute. Amerika sei
daher, was das körperliche Wohlergehen de» amerikanischen Vol-
kes betreffe, von Rußland nicht abhängig, und werde es niemals
fein. Wenn Amerika eine finanzielle Unterstützung Rußland»
auf einer andern als auf der Grundlage der Wohltätigkeil er-
wägen sollte, so müsse es das gesamte Problem vom praktischen
Standpunkt ansehen. Zwei Tatsachen ragten hierbei her-
vor: 1. Daß Rußland bankerott sei: Rußlaud habe keine Pro-
bultibität Die ruffischen Fabriken und Bergwerk» erzeugten,
verglichen mit der Vorkriegszeit, nur 2 bis 25 %. Die russischen
Eisenbahnen beförberten weniger als 7 %. Rutzlanb könne für
lange Zeit nichts im Austausch bieten, weder für die Dienste der
amerikanischen Arbeiter, noch für die Ersparnisse der amerika-
Nischen Kapitalsanleger. Wenn bi« Vereinigten Staaten daher
Arbeit. Kapital und Talente für den Wiederaufbau der Produk-
tivität in Rußland liefern würden, so würde dies auf einer Kre-
dit- ober Wohltätigkeitsgrunblage geschehen.
2. Wenn das amerikanische Volk auf gefordert werden würde, feine
Ersparnisse derartig anzulegen, so werde es wahrscheinlich
Sicherheiten für bie Zurückzahlung und eine Gewahr dafür
fordern, baß dann auch eine Rückkehr zur Produktivität
itattfmbe, damit diese Bezahlung erfolgen könn«. — Um die
wirtschaftlichen SBorbebingungen für eine Ermog-
[Übung der Produktivität und der Sicherheit der Kapitalanleger zu
erörtern, führte Hoover die Stelle der Note des StaatSsekretarS
H u g h e S vom März 1922 an, die mit der Erklärung endet, daß
die Produktion bedingt sei durch die Sicherheit des Lebens,
die Anerkennung durch feste Garantien, die Un.
Verletzlichkeit der Kontrakte und das Recht der
freien Arbeit. Hoover nannte diese Erklärung eine harte
nackt« wirtschaftliche Tatsache; er gab zu. daß Rußland, seitdem
dies« Erklärung erfolgt fei, einen gewissen Fortschritt tn
ter Richtung dieser Vorbedingungen gemacht habe. Die Schwierig-
(eit sei bie. daß unter dem augenblicklichen etwas
abgeändcrten System in Rußland sowohl die Sicherheit
als auch die Aussicht auf die Produtnvität nicht möglich feu
Da« müsse jetzt klargeftellt werden, nicht für die amerikanische Re-
gierung. die nicht Geldgeber sei, nicht für den amerikanischen Ban-
kier, der nur Makler sei, sondern für den amerikanischen Kapital-
anlcger, dessen Ersparnisse sich in Gefahr befänden, und für den
amerikanischen Kaufmann, um besten Waren es sich handle.
Wenn nicht das Vertrauen dieser Kaufleute und
Kapitalau leger gesichert werden könne, so wurde
auch kein anderer Kredit gewahrt werden, als die geringe Summe
„gieriger Spekulanten".

Hoover sagte, eS sei unmöglich, daß ein Handel zwischen
Nationen denkbar sei, der sich nicht gründe auf die Unverletzlich-
keit per Kontrakte und das Recht des Eigentums. Die gesamte
Seit fei jetzt unbedingt gegenseitig von einander abhängig. Das
"eben felb't bange von dem Güter» und Warenaustausch zwischen
den einzelnen Nationen ab. Diese» fei bte ©tunblage für
bie Beziehungen, bie nm Rußland geschaffen
werden könnten. Nur sie allein bedeuteten einen wirklichen
Wiederaufbau Rußlands, eine Rettung bei russischen Volkes. Alles
ander» schlage daneben, auch eine längere Wohliatigkeit, die ja der
oefamten Natur der Dinge auch nur zeitweilig fein könne.

Die Interalliierte Kommission in Oppeln hat eine besondere
Kommission jur Feststellung der Entschädigungsansprüche der durch
die V e r b r c ch e r b a u d e n G e s ch a d i g t e u eingesetzt.

Deutscher Reichstag.

(Telephonischer Bericht.)

212. Sitzung vom Mittwoch, 17. Mai, vormittags 11 Uhr.

Der Gesetzentwurf über T e u e r >i n g k m a ß n a h m e n
für Militär rentner wird dem Ausschuß für Kriegs-
beschädigte überwiesen. — Es folgt die

Fortsetzung der ^weilen Lesung des Haushalts des
Retchsarbettsmtuisteriums.

Der Hauptausschuß fordert einheitliche Grundsätze beim Fürsorge-
wesen, ferner Erhöhung der Leistungen bei der Wochenhilfe.

ReichSarbeitLminister Brauns: Die Fülle der Arbeiten hat
vielfach den Eindruck einer allzu großen Geschäftigkeit hervor-
gerufen. Ueber solche Auffassungen im Lager der Scharfmacher
wird sich niemand wundern. Das Arbeitsministerium wird durch

24. Sitzung.

Mittw och, den 17. Mai, abends 6 Uhr.

Vizepräsident Dr. Mantins eröffnet bie Sitzung mit bei
Mitteilung von neuen Eingängen bei Senats. Abg. Henningjen
hat zwe Anfragen an den Senat gestellt wegen ber Geverbesteuer
unb der Bevorzugung ber »Produktion" bureb die Oberschulbeborde.

Tie rebcnSmtttetteneiung.

Vor Eintritt in bie Tagesordnung erhält bas Wort zu einer
Anfrage an das Kriegsversorgungsamt

Robe (TLP.): Tie Preis» für Lebensmittel steigen dauernd. Der
Milckpr.is ist sehr hoch heraufgeschraubt. Eine Erregung herrscht
unter den Arbeitern und Angestellten über bte Steigerung beä täg-
lidjen Brotes. Tie Steigerung der Brotpreis» wirb immer schärfer.
Der Staal muß eingreifen. Ich frage also, was gedenkt baS Krtegk
ver'orgungsamt zu tun, um eine weitere Verteuerung des Brot-

preises zu verhinbern. .
I. Meyer (TBP.): Zur Beantwortung: Ich lernt nicht tm

Namen des KriegZversvrgungsarnts sprechen, sondern nur meine
eigene Meinung sagen «Bergmann MSP): 3$r« ^rwatmeinung
wollen wir gar nicht hören.) Tie Ursachen ber Preiserhöhung sind
verschiedene. Das Kriegsversorgungsamt hat ben Brotpreis stets
im Interesse ber Bevölkerung sv niedrig wie möglich ge
halten. ES ist niemals über das notwendig« Maß hinausgegangen
worden. Jn letzter Zeit sind Forderungen auf Srhölmng des Brot
Preises an das Kriegsversorgungsamt nicht gelangt. Wenn neue
Anträge kommen, wirb das SriegSötrforgungSamt alles tun, um
d«n Brotpreis nicht unnötig zu erhöhen.

Senator ®r. S t u b m a n n (Dem ): Wir haben allen Grund,
ben Brotpreis so niedrig wie Möglich zu halten. Aber ber Brot-
preis taun nicht ohne Rücksicht auf bte Weltwirtschaft gestaltet
werben. Die Regierung muß bie nötige Menge Brotgeireibe haben,
um den Brotpreis niedrig zu halten. Dazu ist das Umlage
veriahren nötig. Aber der Lanbbund will dies» Umlage
durch einen Streik der Landwirte sabotieren. Wir al« Großstädter
haben alle Veranlaffung, dahin zu wirken, daß bie Regierung bie
nötigen Mittel hat, sich burchzuseyen. Dahin sollte auch bte Deutsche
Bolkspariei wirken, denn ber Voisttzenbe be« Landdunbes ist Mit-
glied der Retchsiagslraktion der Deutschen Volkspartei. (Hört! Hörtl)

Henningsen «DNP.): Die Zwangswirtschaft kann nicht das
Brot verbilligen. Daher ist das Umlageverfahren nicht glücklich.
Durch bie hohen Maispreis» kommt der Landwirt tn bie Versuchung,
Brotgetreide zu nerf Uttern. Mich wundern bie harten
Worte D. Rohdes gegen bie Agrarier. Dom Brotpreis fallen nur
4 Mark auf ben Landwirt. (Große Heiterkeit.) Die freie Wirtschaft
muß reftioS burdtgefübrt werben, auch beim Brotgetreide. Dadurch
kommen viel größere Mengen Lebensrnittel in bie Großstadt. (Zuruf:
Zucker! Zucker!) Dfttch und Fleisch kommt wieder fast in Vorkriegs,
mengen nach Hamburg. (Zuruf: Und bie Vorkriegspreise.) Der
uneriiiUbart FriedenSverlrag unb uugenügenbe Arbeitsleistung durch
den Achiftundeniag sind an allem Schuld.

Skß (Somm.): Richt nur der BrodpreiS, sondern bie Preise
für alle Lebensbedürfnisse sind gestiegen. Dagegen kann weder das
«i iegsversorgungsamt noch die Relchsregterung etioaS tun, denn
d>» sind ia nur Vertreter ber Kreise, di« das Volk bewuchern. Dir
Ausbeutung des Bolles wurde schon tat geübt. (Der Redner
wird immer lauter, trotzdem ist er kaum zu verstehen.) Auf dem
Wege wie Herr Rod« will, ist keine Abhllf» möglich. Herr
Henningsen hat wieder über den Achtstundentag hergewgen, dabei
ist ber Acht.undemag längst durchbrochen. (Sine Aenderung wird
erst kommen, wenn das kapitalistisch» Wirtschaftssystem ersetzt ist
durch das kommunist iche.

Robe (TVP): Ich hab» Herrn Henningsen tu fegen, bat
ich ben Agrariern nur ben Bounnrs des Wucvers bei_ ber Milch
und ber Butter mach»; es wirb behauptet, daß bie Bäckergesellen

len Volkes, muff viel mehr geschützt
we'rden, als das bisher der Fall war. Wenn der Ngme
deS ReichSarbeitsininisteriumS in Reichswohlfahrtsminisiertum ver-
vandelt werden soll, so haben wir nichts dagegen. Noch fehlt so
manches, was unerläßlich ist, wenn der Arbeiter endlich den Platz
im Volksganzen erhalten soll, der ihm von Rechts wegen gebührt.
Wir haben uns gefreut, daß bet Minister so ausdrücklich i arauf hm-
wies, daß die Umwälzung vom Herbst 1918 ni^t nur einen poli-
tischen, sondern auch einen sozialen Charakter hatte. In der Ta •
Der Sinn der Novemberrevolution ist, baff alle Arbeiter,
Männer unb Frauen,zu freien, mitbc stimmenden
Mitgliedern im Wirtschaf tsprozeff >° ° r den
sollen. Das ist bisher noch nicht in dem Maße geschehen, wie
wir eS wünschen und fordern, DaS Betriebs rä leg c i c tz "i
für uns nur ein Anfang, ber auSgebaut werden muff, ^^ir geboten
nichi zu den Leuten, die nur von der Gesetzgebung allein da» ,ycii
erwarten. Wir Sozialdemokraten sind uns darüber ganz klar, Satz
das Ziel ist: Die Reifsten unb Besähigsten der Arbeiter,äzttr zu den
höchsten Aufgaben in Staat und Wirtschaft. Man ,oll m ferner
Stellung seinen Mann stehen zum Besten der Allgemeinheit, aber
gerade darum bars bie begonnene Entwicklung nicht aufgehalten
werden. Wir warnen diejenigen, bte bem Rabin
die Speichen greifen wollen, mir warnen un Ynter^e
des ganten deutschen Volkes. Die Erschütterung beS Arbeit»-
vrozeffeS^ ist für Deutschland heute viel schädlicher, alS vor dem
Kriege, aber diese Erschütterungen werden nicht vermieden durch
das einfichtStofe Verhalten weiter streite. Ein Blick auf bie
nroffeu Kämpfe ber Metallindustrie >n wub»
deu : ickland zeigt, daß es um die e l e ui e n t a r (t e n
Grundrechte der Arbeiter geht. Trotz der Zetten der
Not kämpft die Arbeiterschaft Suddeuts
Unsere Arbeitsbrüder im Suden sind sitt

Ministerium. Wenn Leistungserhöhungen vorgenommen werden,
so erklärt der Reichsarbeitsminister stets, die deutsche Wirtschaft sei
nicht tragfähig. Wenn aber Herr Hermes mit bei Umsatzsteuer
alles aus der deutschen Wirtschaft herausholt, dann fragt man nicht
nach der Tragfähigkeit. Jn der Frage der Arbeitsgerichte ist der
Reichsjustizminister sehr rasch von einem Saulus zu einem Paulus
geworden. Auf dem Görlitzer Parteitag rief er noch: »Hände
weg von den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten." Nun sollen bie
Arbeitsgerichte ben ordentlichen Gerichten angegliedert werden. Man
hat gesagt, bie Richter hätten einen Vorteil davon, wenn sie sich mit
den Arbeiterfragen beschäftig
Arbeiter keine Versuchtskamickel

nicht schon alles geschrieben unb gerebet, unb doch: Man lese nur
bie Berichte ber Gewerbeinspektoren durch! Man wird finden, baff
unter den Heimarbeitern vielfach eine Notlage herrscht, bie geradezu
unerträglich ist. Das Kapitel ber Rtnberarbeit i st
grauenhaft. Um nur ein Beispiel zu nennen: Da verdient
ein zwölfjähriges Mädchen als flotte Maschinennäherin wöchentlich
2 JI. Sage und schreibe: Pro Woche zwei Markl Für 2 M muß
dieses Mädchen seine Jugend verkaufen l Diel mehr Arbeiterschutz
und -recht, besonders für bie Frauen, ist nötig. Man muß ben
Frauen bie Möglichkeit zum Broterwerb erst schaffen, bann brauchen
sich bie Gerichte nicht mit ben Vergehen gegen den Abtreibungs-
paragraphen zu besassen. Die meisten Notgesetze sind im Nu durch
bie Geldentwertung überholt. Daher kein Zögern im Ausbau

Richter sind.

Andre (Z.): Für bie Durchführung des Notstandsmaß-
nahmengesetzes in den Gemeinden muff gesorgt werden. — Der Acht-
stundentaa ist nicht für alle Betriebe in gleicher Weise durchführbar.

Dr. Moldenhauer (DVP.): Gelbenterwertung unb iu>erstürzte
Gesetzgebung in der Folge ber Novemberumwälzung machm e».not-
wendig, baff bet Gesetzgeber nun manchen Schutt auf bem Gebiet ber
Sozialgesetzgebung wieder wegräumen muß. Kriegsbeschädigte,
Arbeitsinvaliden, Kleinrentner unb Arbeitslose verdienen bte Auf-
merksamkeit be» Staates. An ber Not ber Kleinrentner ist nicht zum
wenigsten bie Erfüllung-politik schuld, bie bte Befriedigung unserer
Gegner ber Fürsorge für unsere eigenen Volksgenossen voranstellt.
Unter den Arbeitslosen haben wir jn ben Großstädten viele unruhige
Elemente. Die Betriebskrankenkassen dürfen nicht gewisse Partei-
doktrinen annehmen. Wir sind nicht für einen monopolistischen Auf-
bau des öffentlichen Arbeitsnachweises, Der Wettbewerb zwischen
öffentliche:! und privaten Nachweisen ist gut. Der schematische Acht-
stundentag ist ein wirtschaftliches Unglück. Die Sozialpolitik soll die
Klassengegensätze überbrücken und die Menschen zur Volksgemein-
schaft erziehen. An die Stelle ber Koalitionsfreiheit darf kein stoa»
litionSzwang treten. (Unruhe und Zurufe links.) In lebenswichtigen
Betrieben muff die Entscheidung der SchlichtungSauSschüffe abgewartet
werden.

Erkelenz (DDP.): Meiste Fraktion dankt dem Minister für
seine sozialpolitische Tätigkeit. Von einem Koalitionszwang auf die
Arbeiter sann keine Rede fein. Man darf das Problem der Koa-
litionsfreiheit nicht nur vom Standpunht der Arbeitgeber betrachten.
Die Sozialpolitik der Zukunft ist eine andere als bie der Vergangen-
heit. Die Sozialpolitik in ber Vorkriegszeit würbe in ber Regel durch
bie Arbeiter gemacht.. Wir wollen keine Treibhauskultur des sozialen
Beamtentums, sondern soziale Selbstverwaltung,^ Entstaatlichung ber
sozialen Fürsorge, Ergänzung durch bie soziale Selbstverwaltung der
Gewerbe unb Berufe. Das vorliegende ArbeitSnachweisgesetz wie die
Arbeiter- und Angestelltenversichcrung fußen noch immer auf bem
alten Standpunkt. Ebenso steht es mit der Schlichtungsordnung. Sie
kann und bars nicht vorübergehen an ben großen Tarif- und Schlich-
tungseinrichtungcn ber Gewerkschaften und Arbeitgeber. Ich bin
gegen bie rein schematische Durchführung des Achtstundentages, aber
für seine grundsätzliche Aufrechterhaltung.

Schwarzer (Baver. VP.) bedauert das geringe slicst politische
Interesse unb die Ueberfülle bet Gesetze in Deutschland.

Barb (stemm.) wirft bem Arbeitsminister vor, er habe feine
Pflicht nicht erfüllt.

Somit schließt die allgemeine Aussprache.
Nächste Sitzung Donnerstag, 11 Uhr: Einzelberatung beim

Arbeitsministerium, Interpellation Thiel (DVP.) über bie Erhöhung
der Renten ber Kriegsbeschädigten, Ernährungsministerium.

Schluß 7 Uhr.

ömmm MgersW.

Cta* vom Zaun gebrochene TeuernngSbebatte. — Heitere

Anlagen. — Adgefetzle Punkte. — Demokratische Wünsche.

Alle Vorbereitungen für eine kurze Sitzung waren gegeben.
Die Tagesordnung war nur — was ganz ungewöhnlich ist — mti

20 Tagesordnungspunkten, davon eigentlich Tb % Selbstgänger, be-
lastet. Draußen, vor bem Rathause schien bie Sonne, wie sie nur

im Mai scheinen kann. Aber alles nützte nichts. Das hohe Haus
ist gewohnt, von sechs bis zehn zu sitzen unb etwas von ber Tages-

ordnung für spätere Sitzungen übrig zu lassen. So auch gestern.

! wo sogar der Hauptpunkt ber Tagesordnung, bie Beratung beS Ge-

setzes über bie Verwaltung beS Berufsschulwesens, mit baran

glauben muffte. Die Beratung wurde ausgesetzt, weil neue An
träge, zu denen einzelne Fraktionen noch nicht Stellung nehmen
konnten, eingebracht sind.

Einen erheblichen Teil ber Sitzung nahm eine Teuerung-

debatte in Anspruch. Die volksparteiliche Fraktion hatte einen

kleinen Feuerüberfall vorbereitet. Ein Mitglied der Fraktion fragt,

das andere antwortet; damit soll bie Angelegenheit etiebigt fein.

Feine Agitationssache. Aber bie andern Fraktionen schlagen ben

UeberfaQ ab, unb so kam eS zu einer anberlljalbjtünbigen Aus

spräche. Vorn Brotpreis ging eSiauB; eine allgemeine Wirtschafts

bebatte wurde eS, denn Henningsen, ben man nachts aus bem

Bett holen unb über ben Segen ber freien Wirtschaft reben

lassen kann, benutzte ba$ Konzept seiner letzten VollsversammlUngS

rebe. Es ist unerfindlich, wo ber Mann ben Mut hermmmt, fo

über bie Not bet Bevölkerung zu spotten. Für bie Kommunisten

sprach ber alte Seß, sicher der ehrlichste der Kommunisten, aber

völlig ungeeignet für derartige Debatten. War eS bei seiner Rede
unb bet beS Volksparteilers Robe sehr unruhig geworben, so er

zwang Genosse Perner sich sofort bie Aufmerksamkeit des ganzen

Hauses. Scharf hob er bie Grünbe für bie unglaubliche Preis

fteigerung hervor unb wandte sich besonders gegen die Argumen

tation der Deutschnationalen. Vorher hatte schon Senator
Dr. Stubmann bet Volkspartei einiges ins Stammbuch ge

schrieben. Irgendwelche praktischen Ergebnisse brachte die vom

Zaun gebrochene Aussprache nicht hervor.

Eine heitere Einläge in die Tagesordnung brachte ein Disput

zwischen den Damen v. Arnoldi unb Seifarth über bie Lehrerinnen-

gehaltet. DaS ganze Haus schmunzelte, unb wohl nicht nur Herr

Bett hatte ben Eindruck, daß keine ber beiden niedlich bei der Wechsel-
rede wirkte. Sonst brachten bie weiteren Tagesordnungspunkte

weder viel Auflegung noch Anregung; fast 30 Millionen

Mark für ben Ausbau beS Fischereihafens Cur-

haven würben sogar ohne Aussprache bewilligt, Jn zweiter Lesung

würbe die Steuer für Luftfahrzeuge auf ber 01 ft et.

natürlich nicht ohne Aussprache, beschlossen. Ein kommunistischer

Antrag auf Erlaß einet Amnestie muffte zurückgestellt werben, weil
— trotzdem bie Fraktion so stark Wie noch nie ba wat — kein zweck

entsprechenber KPD.-Redner anwesend war.

Ein Antrag be? Demokraten Platen, bet zum Schluß be

taten wurde, will für Postsendungen im Ort«verkehr

! ben Privatbetrieb zulasten. Er fanb beim Hause keine

Gegenliebe. Genosse Baarck brachte die prinzipiellen Gründe der

Sozialdemokratie gegen einen derartigen Antrag überzeugend zum
Ausdruck. Was sonst noch von Kommunisten. Deutschnationalen

und Demokraten geredet wurde, hatte mti dem eigentlichen Thema

wenig mehr zu tun. — Um 10 Uhr ging man wie gewöhnlnb an
। einander.

itschlandS ben stampf durch.
ro -irneiieuruurr iui sich darüber klar, baff sie nicht

nur für sich selber, sondern für alle Arbeiter inS 8-ucr gchen.
Dieser stampf sollte eine Warnung sein, beson-
ders be i d e m 5t reit um ben Achtstunb e n t a g Von
dieser Stelle au» betonen mir laut und deutlich: Der Acht-
ftunbeutaa i st eine Notwendigkeit nicht nur für
die Arbeiter sondern au» für deren Familien,
i ii t bie uibcr der Arbeiter. Lhne Achtstundentag kein
Familienleben Der Achtstunbentaa schädigt nicht bie Wiriuhaft,
et nutzt üir Tausende von Semeisen sind dafür vorhanden. Die

Wirtschaft l-tiin nur gedeihen, wenn bie ^bettSfreude nicht »erstvrt
wirb, wenn Gesundheit und Lebensmut nicht Niedergedrückt werden

^enÄ^gcSibS'Äe^e" unb Ä'etig
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müssen tieigemadit werben. Die Frage beS ^ .rutc .

Berufsbdrcttung zu verdoppeln, al>gclehut wurde. «3 t.
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toetrn der jetzt au?ge$ro»cne Konsllkt für bie Aklgemeinheft ewftex
Formen anmmmt, ber Dckmlbige die Eisenbahnverwaltung ist.

Im Interesse beS uns aufgezwungenen Kampfes ersuchen tost;
bringen» die Arbeiter Groß-Hamburg?, bi« zur Beendigung des Kon.
fliktes {ehe Arbeitsannahme im Eisenbahnbetrieb
zu verweigern, weil bie Gefahr besteht, daß durch anbere
Dienststellen hie Eisenbahnverwaltung Arbeiter annimmt, bie für
die genannten Betriebe bestimmt fiiitk Wir haben deshalb auch fcte
Sperre über ben gesamten Eisenbahnbetrieb verhängt und bitten
um strengste Beachtung.

Berhandlunstttt des Seeamts.

Da? Seeamt Hanchurg verhandelte am Dienstag, 16. Mai, m
öffentlicher Sitzung über die am 24. Januar 1922 erfolgte Strandung
unb ben Totalverlust her ber Wilhelm Biesterselh Reederei- und
Schiffahrtsgesellschaft m. B. H. gehörenden Dreimastgaffelschoners
»Tony" , Untcrscheidungssignal RBJC, Kapitän Johannes Schlie«
mann. Bei Puerto Coloinbia. In Uebereinstimmung mit beut
Reichskommissar verkiinhete haS Seeomt nach erfolgter Beratung fol»
genben Spruch: Die am 24. Januar 1922 vor her Mündung Mä
Magbalenenstromcs erfolgte Strandung des DreimastgaffelschonerS
„Tony" ist darauf zurückzuführen, daß der Kapitän Schliemann sich
in Anbetracht ber herrfchenhen stürmischen Witterung, bie bie Un-
sicherheit her genauen Peilungen zur Folge hatte, ber Küste zu sehr
genähert hat.

AIs zweite Sache würbe über ben mutmaßlichen Untergang beS
ber „Norbstern"-Reeberei G. in. B. H„ C. Arthur Schmitz, hier,
gehörigen Kutters „Essen", UnierscheibungSsignal KHRW, ber*
handelt. DaS im Jahre 1895 in Emden aus Holz erbaute..
76,62 Bruttoregistertonnen große Sckiff war unter Führung beS
Kapitäns Johannes Bielau ant 27. Oktober 1921 mit einer für Kolks
in Finnland bestimmten Ladung von 139 Tonnen Chamottesteinen
und Ton von Travemünde in See gegangen. Außer dem Kapitän
befanden sich noch der Bestmann Ernst Mittag und die Jungen Raff
Gronau und Robert Funck an Bord des Schisse?. Kutter „Essen"
hak seinen Bestimmungshafen nicht erreicht Nach erfolgter Beratung
verkündete das Seeomt folgenden Spruch: Ser Sutter „Essen", ber
ant 27. Oktober 1921 ben Hafen von Travemünde mit der Bestim-
mung nach Kokka verlassen hat, hat seinen Bestimmungsort nicht er-
reicht und ist als verschollen anzusehen. Ueber ben Unfall, ber bas
Schiff Betroffen hat, hat nicht? festgestellt werben können. DaZ Schiff
war bei ber Ausreise in seetüchtigem Zustande, gehörig bemannt und

nicht Überladen.

Feuer auf der Farurfener Renubah«. Am Mittwoch nach»
mittag, einem Renntage, en> stand in der Stallung 25 geltet. Die
auf der Rennbahn anwesende Feuerwehr beschränkte sich auf die
Abwehr der Flammen von andern Gebäuden. Inzwischen war
Zug 10 der Hamburger Feuerwehr an der Brandstelle erschienen
und griff sofort tallrästig ein. Nach einer knavpen halben Stunde
war die Gefahr gebannt. Entstanden ist das Feuer wahrscheinlich
durch achtloses Fortwersen einer Zigarette in dem mit Stroh ge-
füllten Raum. Die Rennen wurden alle programmäßig gelaufen.

Vergehen im Amte. Ter am Postamt 18 angestellte Post»
hilfsbote Adolf M. rourfie festgenommen, da er von ihm auoer»
trauten Briefsendungen Briefe unterschlagen hat. Die Briefe fand
man in feiner Wohnung geöffnet vor. M. bestreitet, sie nach Geld-
beträgen durchsuwt au haben. In der Hauptsache handelt es sich
um Auslandspost, die nunmehr bestellt wird.

Früher Tod. Der zweijährige Hans Dörr, wohnhaft
Lindenallee 70, dritter Stock, stürzte au8 dem Fenster auf die
Straße. Das Rtnb war sofort tot. Die Leiche mürbe durch
Samariter des Zuges 4 der Feuerwehr in die Leichenhalle vor dem
Holstentore geschafft.

Hafen und Schiffahrt.

Der neue Hapag - Dampfer „Baden" hat seine erste Reise
nach Buenos-Aires angetreten.

Hamburger Randgebiet.

Cuxhaven. Aus der Insel Neuwerk ist das Wohnhaus
des Landmannes Griebel in der Nacht zum 17. Mai vollständig
niedergebrannt.

Letzte Nachrichten.

Der Reichskanzler geht nicht nach München.
SPD. Berlin, 17. Mai.

Reichskanzler Dr. Wirth hatte ursprünglich die Absicht, auf der

Reise von Genua nach Berlin in München Aufenthalt und Ge-

legenheit zu nehmen, dort eine Rede zu halten. Einem diingenden

Wunsche der in Berlin weitenden Kabinettsmltglieder und Partei»

führer entsprechend, hat der Reichskanzler diese Ansicht fallen ge-

lassen. Er wird sich d i r e k t u a ch Berlin begeben. Am Dienstag

wird der Reichskanzler im Kabinett und in einer Versammlung der

Parteiführer über den Verlauf und das Ergebnis der Genueser Kon-

ferenz Bericht erstatten; ob am Mittwoch der Auswärtige Ausschuß

zusammentritt, oder ob der Reichskanzler im Plenum des Reichstags
Bericht erstatten wird, steht noch nicht fest.
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die Bevölkerung auSbeuien. Da? muß klargestellt werden. Eine
weitere Verteuerung des Brotes bedeutet eine schwere Schädigung
für die Bevölkerung. _ K „ ,

Perner (SD.): Nicht nur die Brotpreise, alle LebensmrUel
und gewaltig gestiegen. Der Karioffelpreis ist hundertmal so hoch
als vor dem Kriege. Aber es gibt leine Arbeiterichicht, die ihre
Einkünste so gewaltig gesteigert hat wie die Landwirtschaft. Die
Landwirtschaft treibt offenkundigen Wucher. Die
Landwirte haben «tufkätitern des Arbeitsamts erklärt, daß sie für
einen Preis von 2,6L jH leine Kartone n liefern. Jetzt werden
die Mieten geöffnet und nicht umgesetzt, weil sie zil teuer sind.
Aehnlich ist es mit der Milch. Sie wird cingelrocknet, den
Kindern und Kranken entzogen und in die Fabriken g e l i e-
liefert zu Schlemmereien. Die Landwirte sind gewiß nicht
allein die Sünder. Ebenso treiben die Händler die Preise in die
Höhe. Die Landwirte haben das Umlageversahren
sabotiert aus Mangel an Gemeinschaftsgefühl
und Baterlands liebe. Tie Zwangswirischast läßt sich
nicht wieder einfübren, denn sie hat nur Sinn, wenn ein Mangel
an Lebensmitteln besteht. Der besteht aber heute nicht. Die Preise

steigen nach dem Welthandelspreis. Dann haben wir den freien
Handel nicht nur für die inländischen Händler imd Erzeuger, dann
stehen die Grenzen dem amerikanischen Getreide offen. Und ich
möchte wissen, ob dann die Landwirte noch nach der freien Wirt-
schaft schreien. Wenn sie dann nach Schutz rufen, wird ein to-
sender Sturm aus der gesamten Bevötkerung sich erheben und Sie,
Herr Henmngsen, und ihre Freunde himvegfegen. (Lebh. Bravo.)

Dr. Koch (DNP.): Die Landwirtschaft sieht nicht so glänzend
da. Tie Landarbeiter stehen sich viel günstiger als früher.

Platen «DTP.): Herr Dr. Koch weiß offenbar nicht, daß sich
die Landwirtschaft jetzt entschuldet hat; das zeigt, daß es ihr
aut geht. Die Demtschnalionalen reden hier nicht Über die Not des
Polkes, nicht darüber, daß Kinder keine Milch bekommen, well der
Preis zu hoch ist, sondern sie reden nur von der Not der Land-
wirtschaft; das muß festgenagelt werden. Die Landwirte sollten
auch Opfer bringen; sie bringen sie aber nur, wenn sie wohldezahlt
werden Sie (nach rechts) reden immer viel von Volksgemeinschaft,
Sie sollten dafür sorgen, daß der Geist der wahren Volksgemeinschaft
auch Ihre Freunde au, dem Lande durchdringt. (Bravo!)

Es wird Schluß der Beratung beschlossen. Dann wird in die
Tagesordnung eingetreten. — Punkt I (Wahl) wird abgesetzt.

L. Vertrauenskommission für die Groß-Ham-
burg-Frage. Zu Mitgüedein dieser Kommission werden ge-
wähU: Blrnckmann (DTP), Dr. Brinckmann (DDP.),
Dr. de Chapeaurouge lDVP.), Fehling (DVP.), Dr. K o ch

DNP), Leuteritz (SD.), Lindau (Komm.), Perner (SD.),
Boß (SD.).

3. Mittel für die Oberschulbehörde. Infolge Ber-
ieuerung aller Materialen für die allgemeine Verwaltung beantragt
der Senat die Nachüewilligung von 94 000 M für die Oberschul-
nehörde. — Frl. v. Arnoldi (DNP.): Wir sind nicht geneigt, der
Oberfchulbehörde Mittel zu bewilligen, well die Auszahlung für die
Gehälier der- Lehrkräfte an Pribatschulen noch nicht erfolgt ist, ob-
wohl die Summe schon im Februar bewilligt ist. Darüber berwscht
große Erregung. — Elisabeth Seyfarth (DTP.): An den Prwat-
'chtllen wird das Gehalt immer nachträglich gezahlt. Daher kann
das erhöhte Gehalt erst nach Ablauf eines Vierteljahres gezahlt
werden, also am 1. Juli. Die ganzen Behauptungen von Fräulein
v. Arnoldi sind völlig unangebracht. — Dr. Bohnert (DNP.): Die
Sache liegt nicht so, wie Frl. Seyfarth fu dargestellt hat. Ich habe
mich erkundigt, und mir wurde gesagt, daß die Summen nicht aus-
gozahlt würden, weil >wch Unterlagen fehlten. Mir wurde aber
baldige Auszahlung versprochen. (Ehrentest (SD.): Was haben Sie.
da gesagt?) Ich habe gesagt, daß mir das angenehm fei. (Stür-
mische Heiterkeit.) — Darauf wird der Senatsantrag angenommen.

4. Unterstützung des F r ö b e I v e r ei n s. Der Senat
beantragt, daß als Beihilfe an den Fröbelverein für das Rechnungs-
jahr 1922 unter Anrechnung der durch Beschluß des Ausschusses vom
24. April 1922 vorschußweise bewilligten 50 000 JI ein Betrag von
465 000 JI sowie ferner nachträglich für das Rechnungsjahr 1922 ein
solcher von 16 200 bewilligt wird. — Dem Senatsantrag wird zu.
gestimmt

5. Billwärder Industriebahn im Billbrook. Der
Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle für die Herstellung des end-
qültigen Bahnkörpers der Industriebahn im Billbrook einen Be»
trag von 7 400 000 JK bewilligen. — Die Vorlage wird angenommen.

6. Enteignung eines Grundstücks in Cuxhaven.
Der Senat ersucht zu" beschließen, daß zugunsten der Beamten-
Siedlungs-Genoyenschaft Enrhaven für Siedlungszwecke zwnchen
Altenwolderchaussee und Westerwischweg aus ein Grundstück du? Ent-
eignungsverfahren angewandt wird. — Ossenbrügge (DNP.)
utib Genossen beantragen: Den Senatsantrag mit der Aenderung an«
zunebmen, daß die Worte „zugunsten der Beamwn-Siedlungs-Ge-
nossenschaft Cuxhaven" ersetzt werden durch die Worte »zugunsten
der Stadt Cuxhaven". — Olfers (SD.) und Genossen: Im Se-
natsantraa für die Worte »zugunsten der Beamten-Siedlungs-Ge-
.tvfsenschaft" "i setzen „zugunsten des Magistrats der Stadt". — Von
Lübbert ^DV.) ist der gleiche Antraa wie Ossenbrügge einge-
lausen. — Ossenbrügge iDNP.) tritt für seinen Antrag ein, da

aiolge eines Irrtums der Landherren'chaften die Aenderung er«
sorLmllich sei. — Olfers (SD.) zieht feinen Antrag, der mit den
andern beiden übereinslimmt, zurück mit dem Hinweis, daß der Irr-
tum nicht bei den Landherrenschaften zusuchen sei. — Der Senais-
anirag wird in erster und zweiter Lesung endgültig angenommen.

’s. Notkapelle XII. Der Senat beantragt, daß für die
innere Einrichtung der Noikavelle XII in der Friedhofserweite-
rung auf Bramseiher Gebiet 229 000 bewilligt werden. — Dr.
Nidderhoff (DNP.): Es herrscht beim Hamburger Publikum
eine Mißstimmung über die Art der Erweiterung und Ausgestal-
tung de? neuen Teiles des Friedhofes. Zum entlegenen Teil des
Friedhofts muß vom Haupteingang eine Fahrgelegenheit ge-
schaffen werden. Dte Wegweiser genügen' nicht. Die Schaffung
eines zweiten Eingangs an der Bramfelder seite muß erwogen
werden. — Mähl (DVP.): An den RicbMnicn der Friedhofs-
verwaltung ist nichts zu ändern. Das Publikum wird sich an
den neuen Geschmack gewöhnen. Aus dem Friedhof soll ein Auto-
mobilberkehr eingerichtet toerben. Ein Kostenanschlag über den
zweiten Eingang wird der Bürgerschaft nächstens zugehen. Die
Teputation ist bemüht, eine sparsame Wirtschaftsweise durchzu-
führen. — Korell lSD.): Die Frage der Sparsamkeft in Ohls-
borf ist brennend. Es ist gesündigt worden. So sind z. B. Not-
rapelleu errichtet, die heute ülerhaupt nicht mehr benutzt werden.
Die Ausschmückung der Kapellen muß die Verwaltung in die
Hand nehmen. — Darauf wird der Senatsantrag angenommen.

Ausbau des Fischereihafens in Cuxhaven.

8. Der Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle für den Aus-
bau der Fischmarktsanlagen in Cuxhaven 29 870 000 JI nach-
bewilligen und die Zusammenstellung der bisherigen vier Be-
willigungen (insgesamt 93 657 870 JI । zu dem Konto »Ausbau
Fischmarktsanlagen Cuxhaven" genehmigen. — Der Sentsantrag
wird ohne Aussprache angenommen.

9. L e i h h a u s H e i t m a n n st r a tz e. Der Senat beantragt,
?>aß für die Vergitterung der Fenster des Erdgeschosses des Leih-
hauses Heitmannstraße 110 000 JI bewilligt werden. — Wink-
ler (DTP): Ich möchte bei dieser Gelegenheit erklären, daß
meine Stellungnahme gegen den Beamtenausschuß wegen seiner
Art und Weise der Stilisierung der Arbeit des Haushaltsaus-
schuffes auf falschen Veraussetzungen beruht. Ich befand mich
im Irrtum. Denn dar Beamtenausschuß hat sich gegen einen
anderen Beamtenausschuß gewendet, nicht gegen den Haushalts-
ausschuß.

10. Staatliches Lyzeum auf dem Lübeckertor.
reif). Ter Senat beantragt, daß für den Neubau des staatlichen
Lyzeums auf dem Lübeckertotfeld weitere 7 368 0O0.Ä bewilligt
toerben. — Der.Senatsantrag toirb angenommen.

11. Bureauräume der Behörde für öffentliche
Jugendfürsorge. Der Senat beantragt, daß für Umbau«
arbeiten in den Bureauräumen der Behörde für öffenlliche
Jugendfürsorge im ehemaligen Kaffeehause »Mundsburg" ein
Betrag von 75 000 JI bewilligt werde. — Es wird so beschlossen.

12. SB e s e i t tg u n g b o n T i e r k a d av e r n. Ter Senat legt
bei Bürgerschaft im Entwurf ent Gesetz zur Durchführung bei
Reichsgesetzes, betreffenb bie Beseitigung von Tierkadavern, zur Be-
schlußfassung vor. — Ab. Biebetmann (ST.) und Genossen be-
antragen: Im tz 5 zu setzen „mit Gelbstrase bis zu 5000 Jt ober
Haft bestraft". — Biebermann (SD.): Die Strafen entsprechen
nicht mehr ben heutigen Verhältnissen. Die Strafen müssen erhöht
werben. — Hey (DTP.): Ter Antrag Biebermann verstößt gegen bie
Reichsgesetze. Die Strafe bars nur 1500 JI betragen. Ich bitte,
den Antrag zuruckzuziehen. — Biedermann (SD. zieht seinen

Intrag zurück. — Darauf wird her Senatsantrag angenommen.
„ f 3- ®.teu für Luftfahrzeuge auf der A l st er.
Zweite Se;ung.) Der Beschluß erster Lesung lautet.: Die Steuer

betragt lahrlich 600 M für Mes Segelboot mit über 8 Meter T erk-
länge; 300 Ji für jedes andere Wasserfahrzeug. — Antrag von Dr.
Pardo und Genossen: Die Bürgerschaft ersucht den Senat, mit
größter Beschleunigung bie Frage zu prüfen, inwieweit Luxusauto»
mobile, Motorfahrräber, Equipagen, sonstiges Luxusfuhrwerk und
Reitpferde in geeigneter Form einer Luxussteuer ober einer Polizei-
gebühr unterworfen werden können, und gegebenenfalls der Bürger-
schäft beschleunigt emen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. —
Antrag von Dr. Siebe Hag (DVP.) und Genossen: Die Bürger-
fchaft ersucht den Senat, den Ertrag der Steuer für Luftfahrzeuge in
erster Lime zur dauernden Verbesserung der Wasserverhältnisse der
Mster, ihrer Nebenkanäle und der Oberalster zu verwenden.

Dr Nagel (DNP.): Die Besitzer der auf der Alster fahrenden
Boote sind nicht nur in den wohlhabenden Kreisen zu suchen, sondern
-^ber, der nur Zeit unb Gelegenheit hat, huldigt nur dem Wasser-
spott» um feine Gesundheit zu erhalten. Wir erblicken m bet heutiaeg
ifarm der Steuer eine Ungerechtigkeit. Eine Ausschußberatung ist
notwendig. —. Perner (SD.): Tie Alstergewasser müssen in gutem
Zustande gehalten werden, weit» der Wassersport nicht beeinträchtigt
werden soll. Diese Jnstgndhaltung der Alster muß «Her von den

am meiste* 'daran Jnleressierken getragen werden. Der sich Bentt
noch das Paddeln leisten kann, der ist auch in der Lage, die Steuern
zu entrichten. Den Ausführungen Dr. Nagels sind wir schon in der
vorigen Sitzung entgegengetreten. — Dr. Sieveking (DVP.):
Wir stimmen der ersten Fassung der Vorlage zu, lehnen den Antrag
Hey, der dein Beschluß erster Lesung entspricht, ab und stehen dem
Antrag Dr. Pardo fympatbisch gegenüber. — Die Slbftnnnmng ergibt
Bestätigung des Beschlusses erster Lesung, Annahme des Antrages
Dr. Pardo unb Ablehnung bcs Antrages Dr. Sieveking.

14. AufwanbSentschädigung bet Bürgerschafts-
Mitglieder. (Zweite Lesung.) Der Beschluß erster Lesung
lautet, baß bie AufwanbSentschädigung auf 4000 JI erhöht wirb. Dem-
eiitsprechenb werben bie Abzüge erhöht. — Dieser Beschluß wird in
zweiter Lesung bestätigt.

15. Hafenmeistergebühren. Der AuS,chuß zur Pru-
fung der zukünftigen Gestaltung der Hafenmeistergebühren erstattet
Bericht und bittet um Zustimmung zu folgendem Antrag. Die Bür-
gerschaft ersucht den Senat: 1. um eine Vorlage, durch welche Hafen,
meister- unb Vcrbolgebühren entsprechend der Geldentwertung weiter
erhöbt werden; 2. um eine Vorlage, durch welche eine allgemeine
Lic.fcgebühr für Lagerfabrzeuge cingeführt toirb; 3. um schleunige
Prüfung der Frage, ob unb wie für alle den Hasen beimtzenben
Flußschiffe ber Oberelbe eine bescheidene Hafengebühr (Hafengeld)
eingcfuhrt unb in einfachen Formen erhoben toerben kann; 4. um
b!c'möglichst baldige Vorlegung de« feit langem von ber Bürger-
schäft gewünschten Entwurfes zu einem neuen Hafengesetz. -
Zensen (DNP.), als Berichterstatter, tritt für bessere Ausnutzung
ber Flußschiffahrt ein. — Darauf werden bie Ausschuhanträge an-
genommen. _ . _ , _

16. Verwaltung beS Berufsschulwefens. Hirich
(DVP.) beantragt Absetzung beS Punktes 16._— Dr. Dahnert
(DNP.) roenbet sich dagegen und empsiehlt im übrigen Beratung des
Gesetzes in einem Ausschuß. — Platen (DDP.) erklärt Has Ein-
verständnis seiner Fraktion mit dem Anträge Hirsch, der darauf an-
genommen wird.

Gesetz üker >te Mitglieder vou BerwaltangSvehördea.

17. Der Ausschuß zur Prüfung ber Wahlen hat den Fall des
der Polizestiehörde betgeg ebenen bürgerlichen Mitgliedes Amo
Wochner, dem verschiedene grobe Ausschreitungen zur Last gelegt
werben, geprüft unb beantragt: Die Bürgerschaft ersucht ben Senat,
um bie beschleunigie Vorlage eines Geschenlwurfrs, burch ben 1. die
Mandatsdau« aller bürgerlichen Mitglieder von Verwaltungs,
behördcn. soweit es nicht schon geschahen ist, zeitlich begrenzt wirb,
2. ber Bürgerschaft die Möglichkeit gegeben wird, ein von der Bür-
gerschaft in eine Behörde gewähltes Mitglied seines Amtes für ver-
lustig zuerklären. — 2t. Ko» (DNP.) unb Genossen beantragen:
Der Ziffer 2 des AusschußberichiS Nr. 25 folgend«, Fassung zu geben:
2. die Möglichkeit gegeben toirb, ein von ber Bürgerschaft in eine
Behörde gewähltes Mitglied unter festbestimmten gesetzlichen Voraus-
setzungen und im geordneten Rechtswege feines Amtes für verlustig
zu erklären. — Dr. Koch (DNP.) bittet um Annahme feines An-
träge?, der die Willkürlichkeit einfchränkt. die in dem Mißtrauensvotum
liegt. — Dr. Eichholz (DDP.): Die Bürgewchaft muß das Recht
fiaben, einem von ihr gewählten Mstgllede das Vertrauen zu ent-
ziehen; denn bie Bürgerschaft ist höchste politische Instanz. Da? Ver-
waltungsgericht hat anbere Aufgaben. Ich bitte um Ablehnunq des
Antrages Dr. Koch. — Unter Ablehnung des Antrages Dr. Koch
wird der AuSfchußantraa angenommen.

Punkt 18 (kommunistischer Antrag auf Herbeiführung einer
Nmnchtie) wird von der Tagesordnung abgefetzt.

Postsendungk« im Ortsverkehr.

19. Von Platen (DDP.) unb Genossen wird beantragt: Die
Bürgerschaft ersucht den Senat, bei der ReiL-regierung darauf hin-
zuwirken, daß im OrtS- und Nachbarortsverkehr das Monopol der
Reichspostverwaltung zur Beförderung von Postsendungen beseitigt
toirb. — Von Arnanbu? Stubbe (DVP.) unb Genossen toirb be-
antragt: Dern Antrag Platen und Genossen folgenden Satz hinzu-
zufügen: . . . daß der Ortsverkehr zwischen baulich zusammen-
hängenden Orten zugelassen werden kann, auch wenn diese nicht zu
demselben Lande gehören.

Platen (DDP.): Da? Porto für den OriSBrtef ist herab-
gesetzt worden auf 1 Da? beweist, daß der Ortsverkehr nicht mehr
rentabel ist Die Post mürbe Rieiensurnmen sparen, wenn sie den
Ortsverkehr nicht mehr auSübie. Wenn mein Antrag nur bie Wir-
kung hat. als Notschrei zu gelten, so bin ich zufrieden. Den Zusatz-
antraa Stubbe begrüne ich sehr.

Rüdiger (DNP.) lehnt den Antrag Platen ab. Eine Durch-
brechung des Monopols der Reichspost würde zu unhaltbaren Zu-
ständen füBren. Besonders das Briefgeheimnis würde in den
Händen von Privatpostanstalen gefährdet

Dr. Sieveking (DVP.) stimmt dem Antrag Platen nicht
zu, bittet aber darum, daß die Tariferhöhungen nicht weitergehen,
vor allem im Ortsverkehr. Unserm Anträge bitten wir zuzu-
ftimmen.

Baarck (SD.): Den Antrag Stubbe nehmen wir an. Der
Antrag Platen bedentet die Privatisierung eines Reichsbetriebes.
Taber lebnen wir ihn ab. Ein doppelter Betrieb bedeutet einen
wirtschaftlichen Luxus. Der Antrag Platen bedeutet einen wirt-
schaftlichen Rückschritt.

v. Borstel (Komm.): Den Antrag Stubbe nehmen wir an,
den Antrag Platen lehnen wir natürlich ab. Die Reichspost
formte noch viel sparen. 1914 war in Winterhude ein Postsekretär
als Leiter, heute sind bei gleichem Personalbestand ein Postrot
und sieben Obersekretäre vorbanden. Der Mangel an Unter-
beamten ist um so schlimmer. Die Briefträger müssen zum Beispiel
11 Stunden bestellen. Auch sind bei der Post Spitzel beschäftigt.
Tiefe müssen so schnell als möglich entlassen werden. Auch müßten
die Cberbeamtcn mit preußischem Kommißton entlassen -werden.
Desehle und Schikanierungen dürfen nicht mehr an der Tages-
ordnung sein. Bei großer Sparsamkeit erübrigt sich der Antrag
Platen.

Rüdiger (DNP.): Obersekretäre sind keine Oberbeamten.
Der Spitzel bei ber Post ist ein Belgier, der während des Krieges
für die deutsche Heeresleitung gearbeitet bat. Während einer
Krankheitszeit hat er sich irgendwie politisch betätigt. Die Akte
ist der Polizeibehörde übergeben.

Büll (DDP.): Wir traben nicht daran gedacht, mit unserm
Antrag die Privatisierung der Post zu fordern. Schon heute hat
ein großer Teil der Geschäftswelt aus Notwehr gegen unablässig
steigende Posttarife zur Selbsthilfe gegriffen.

Platen (DDP.): Tie Kommunisten schlagen wieder ein-
mal auf ihre Art und Weise Kapital aus meinem Anträge. Sie
bedienen sich dabei der bei ihnen beliebten Mittel. Herr Rüdiger
sollte auch in andern politischen Fragen dieselbe Rücksicht nehmen
unb predigen. Durch die Privatpost wird die Reichspost durchaus
nicht Beseitigt Wir sind niemals für Entlassungen der unteren
Beamten eingetreten.

Der Antrag Platen wird abgelehnt, während der von Aman-
dus Stubbe gestellte angenommen wird.

Daraus tritt Vertagung ein. — Schluß der Sitzung 10 Uhr.

MikN- Büö AWWMMgW.

Hamburg und Umgegend.

Achtung! Sperre über de« Cüenbahubetrieb Grotz-

Hamburg! Achtung!

Die unterzeichnete Organisation v.rhängt hiermst wegen Aus-

sperrung durch die Eifenbahnverwaltung in den Bahnmeistereien

Bergedorf und Pinneberg di« Sperre über den grämten

Eisenbahnbetrieb Groß-Hamburg. Kein Arbeiter darf vor Beendigung

des Konfliktes irgend welch« Arbeiten im Eisenbahnbetrieb Groß-
Hamburg annehmen.

Hoch die Solidarität!

Die Arbeiterzeitungen aller Richtungen werden um Abdruck

gebeten. Deutscher Eisenbahnerverband,

Ortsgruppe Hamburg,

Lohnbkwkgung t« ber Transportbranche.

In der Roll-, Spedition?- und Abfuhrbranche ist durch Ver-
glei»eVerhandlungen vor dem Schlichtungsausschuß der Lohn um
150 Jt. pro Woche erhöht worden. Wester wurden die übrigen
materiellen Positronen um 15 % gesteigert Demnach beträgt der
Lohn für Kutscher ab 16. Mai 1200 Jt, für Arbeiter, Stalleute und
Wächter 1170 Jt und für Krasinragenführer 1220 Jt die Woche
Mstrahrer erhalten 75 Jt pro Woche mehr auf die bestehenden
Lobrtiähe. Die Versammlung der in der Transvoribranche be-
schäftigten Arbeiter gab am 16. Mai diesem Einigungsvoi schlag
ihre Zustimmung. Tie neuen Tarife können am 18. Mai im Ver-
bandsbureau entgegengenommen werden.

Die netten Löhne in ber MöbellranSportbranche.

Durch Verhandlung mst den Arbeitgebern wurde ab 15. Mai der
Lohn um 150 Jt pro Woche heraufgesetzt. Kutscher, Arbeiter usw.
erhalten somit bie,eiben Löhne, wie sie in der Roll- und Speditions-
branch« gezahlt werden. Die Hilfsarbeiter bekommen einen Tage-
lohn von 195 Jt Die übrigen materiellen Positionen erhöhen sich
ebenfalls um 15 %. Die am 15. Mai tagende Versammlung etllärie
sich mit den neuen Lohnsätzen einverstanden. Tarife können am
18. Mal im Bureau in Ernpiang genommen werden.

Znm Streik im BersichrrnnaSgewerb^

wird unS von der Zenlralstretkleitun-, geschrieben: Bei Beginn der
fünften Streikivoche ist die Lage unverändert. Eine Verschärsima
im Kample tritt dadurch ein, daß die Siettiner Kollegen, nachdem
sie nochmals einen örtlichen Schiedsspruch herbeigeführt haben,
der gleich,alls wieder vom Arbeitgeberverband abaelehnt wurde,
heute reMoS m den StreU getreten sind. '

Deutsche« Ueich.

Bkilegilttg der Differenzen ans der Stettiner
Vnlkanwerft.

An? Stettin wird gemeldet: Verhandlungen, die am 16. Mai
unter dem Vorsitz des Regierungspräsidenten zwischeii ben aus-
gesperrten Vulcan - Arbeitern und lief Direktion gepflogen wurden,
haben au einer Einigung zwischen den beiden Parteien geführt. Von
heute ab werden die Ausgesperrten wieder eingestellt.

Tagrs-Kericht..

Hamvurg.

Die politischen „Unpolitischen^.

„Heraus au? ber Schule mit ber Politik", war bas Losungswort
ber Leute, die am Tage ber Ellernratswahlen für bie „unpolitische"

Liste in ben Kampf zogen. Jebem Einsichtigen war cs von vornherein

klar, baß es sich hier um einen großen politischen Betrug, gewisser-

maßen um eine politischeNepperei ber reaktionären Parteien,

der Deutschnationalen und der Volkspartei, handelte,

deren heißes Bemühen es war, die Schule, namentlich auch die

Volksschule, unter ihre Botmäßigkeit zu bekommen. Leider haben
sich auch viele Eltern, bie da glaubten durch die Wahl der „un-

poltischen" Liste die Politik von ber Schule fernhalten zu können,

durch diesen Roßtäuscherkunstgriff täuschen lassen und haben somit

ifcre ärgsten Gegner, die Gegner jeden SchulfortschrftteS,

gewählt.
Nun kommt jemand —- post festum freilich im „Hamburger

Anzeiger" daher und plaudert unter dem Til el: „Hinter den

Kulissen der Elternratswahlen" allerlei üb ec die Schie-

bungen aus, die im geheimen vor sich gingen, um den Elternrats-

Wählern Sand in die Augen zu streuen, dornst sich den politischen

Betrug nicht merkten. In der erwähnten Notiz heißt es unter
anberm:

„In Wirklichkeit wurden die »unpolitischen Listen" moralisch und,
tote der Schreiber dies«? mst Bestimmthest onnehmen bars, auch
finanziell unterstützt von den rechts st ehenben Parteien.
Die Führer der »unpolitischen Listen" haben au ch
bei der Deutschen Demokratischen Partei den Ver-
such gemacht, finanziell« Unterstützung zu er-
halten. Für den E l t e r n b u n d, der für diese Wahlen seit
längerer Zeit eine eigene Geschäftsstelle unterhielt, trat mit Wort und
Schrift die Deutsche Volkspartei ein. Man darf annehmen,
daß sie das nicht würde getan haben, wenn nicht die Führer des
Elternbunbes in bezug auf kulturelle Forberungen ber Deutschen
Vollspartei befrtebigenbe Erklärungen abgegeben hätten. D: e
Deutschnationalen traten gleichfalls für ben Elternbund
ein, unterstützten jedoch in erster Linie den Evangelischen
Elternbund. Die Deutschnationalen bekannten am Tage vor
der SBay endlich Farbe, indem sie durch folgendes zur Wahl auf-
forderten: »Wir Bitten unsere Mitglieder dringend, die Elternrats-
wahlen nicht zu vergessen und für die Liste des evangelischen Eltern-
Hundes einzutreten. Tut eure Pflicht Bei den Eltern-
ratswahlen; denn die Irgend kann bie von uns
erhofften Wege nur gehen, wenn wir bafür Sorge
tragen, daß sie in religiöser, monarchistischer und
vaterländischer Gesinnung erzogen wird."

Das also ist des Pudels Kern. Das Ziel der sogenannten „Un-

politischen" ist also auSgesprochenermatzen darauf gerichtet, bie

Politik in die Schule wieder hineinzubringen, und zwar eine

monarchistische Politik. Und die »vaterländisch« Gesinnung",

von der die Leutschnationalen Elternbündler reden, ist nichts toetter,

als die Wiedereinführung der vor dem Kriege betriebenen Erziehung

unserer Kinder zur Knechtseligkeit und zum blöden Huna-Patriotis-
mus. Da aber heutzutage es keinem Vernünftigen Menschen ein.

fällt. Deutschnationale und Deutsche Volksparteiler als Elternräte zu

wählen, so griff man zu dem schäbigen Betrug der unpolitischen

Listen. Utzid sie haben leider — trotz des Sieges der sozialdemokra.

tischet Liste — noch viel zu viel Summe gefunden, die auf ihren

Leim krochen.

Ausgabe der Arbeitereltern ist e$, dafür zu sorgen, daß den

deutschnationalen und volksparteilichen Schieben« dieser Betrug nicht

noch zum zweiten Mal glückt.

AttSspkrnltts in Jett Pernrtiorf ttttd

PittUkberg vmch Sie Eisettbahuve»wallttttg.

Vom Deutschen Eisenbahnerverbcmd, Ortsgruppe Hamburg, toirb
uns geschrieben: Lebenswichtige Betriebe sollen vor Erschütterungen
bewahrt bleiben. Die Eisenbahner bürfen nicht streiken, well herunter
bie Allgemeinheit leidet So wird bei jeder Gelegenheit geschrieben
und durch daS Reichsverkehrsministerium und bie biversen Eisen-
bahnbehorben bie Oeffentlichkeft scharf gegen bie Eisenbahner ge-
macht, wenn sie aus Unwillen über bie Schikanierungen ober Miß-
achtung irgenb welcher berechtigter Forberungen burch bie Behörbe zur
Waffe des Streiks greifen. Dieselben Behörden jeboch, die am liebsten
den Eisenbahnern jedes Streikrecht nehmen wollen, suchen absichtlich
den Konflikt und fpekreit die Eisenbahner aus, wenn sie nicht nach
ihrer Pfeife tanzen wollen. Diefe Herrschaften setzen sich glatt über
Schlichtungssprüche hinweg und pfeifet! auf diese, wenn sie ihnen
nicht in ihren Kram paffen.

Wie wir bereits in Nr. 201 des »Hamburger Echo" vom 30. April
1922 mitteilten, wird durch einen Spruch der Sonderschlichtungsjlelle
u. a. für die Bahnmeistereien Bergedorf, Pinneberg und
Blankenese die Bechehaltung ber bisher bestandenen durch,
gehenden Arbeitszeit empfohlen. Die Eisenbahndirektion
Altona jed.och erkennt ben Schiebsspruch nicht an.
Sie verfügt einfach, daß bie Arbeiter entgegen ber Auffassung be3
Schicbsspruches zu arbeiten hätten. Die betreffenben Dienststellen,
leiser haben auf Anweisung ihrer Vorgesetzten nun feit längerer Zeit
burch bauernbe Drohung mst Entlassung bie Arbeiter einschüchlern
unb zur Annahme der von ber Schlichtungsstelle nicht gewünschten Ar-
beitszeit veranlassen wollen. Alle Drohungen waren vergebens, die
Arbeiter Blieben fest Sie Eisenbahnverwaltung h a t
nunmehr bie Arbeiter ber Bahnmeistereien Berge-
dorf und Pinneberg ohne Einhaltung einer Kun-
digungSfrist fristlos entlassen. Sie Eifenbahnverwal-
tung, die Berufen fein sollte, den Setrieb vor Erschütterungen zu be-
wahren, sperrte also ihre Arbeiter aus, nur lediglich deshalb, weil
diese Arbeiter der Auffassung sind, daß Schlichiungssprüche von ihnen
einzuhalten sind.

Wohin soll es kommen, wenn einige Herrschaften der Eisenbahn-
Verwaltung sich so über alles Siecht Hinwegsetzen und in genau per
selben Form wie ein brutaler Scharfmacher bet Großindustrie jeden
Streit im Eisenbahnbetrieb zu einem Machtkampf auf dem Rücken
der Allgeineinheft ausfechten dürfen? Sie Eisenbahnbehörden sollen
und dürfen nicht glauben, daß sie Schindluder mit den Eisenbahnern
treiben dürfen. Sie sollen nicht glauben, weil vielleicht die Arbeit in
den Bahnmeistereien einige Zeit ruhen könnte, trotzdem sich per Ober-
bau in einem für da? reisende Publikum lebensgefährlichen Zustand
befindet, daß sie nach Belieben den Kampf in den genannten Bahn-
mei)tereien Verlängern dürfen. Sie Oeffentlichkeft soll wissen, daß.

Amtliche telegraphische Schiff»meld»mgeu.

Mii'woch, 17. Mal. 5 Uhi nachmittag».
Cuxhaven mflbil: Singelemmen

17. Mai.

Bon hier aui: 12,45 Uhr D. Arnarapoota.
Emgelommen: 2.30 Uhl FD. 6enalot Diestel.
Wmo- Aoib, lehr leicht. — yvettCl- Heuer. — Barometer 755,9. —

Thermometer: + 16,0" d.

Hol.euau meldet In den Kanal ein», laust«:
17.

Zett: Schiff: Bon:
B. 6,65 ED. Falkenstein Kul

. Prahm Amanda ko.
9,20 O.Sgl.tzans »lua Saliupholz

, b.Egl Emma Luzie Faaborg

Ma-
Zeit- Schiff: Ban:

B. 17. Zufiieoendeit Eoenoborz
, o. Sai. Binela Faaborg
» holl. Sgl. Poolfter ftoilör

11,15 0. Sgy Argonaut Satzmtz

Neberfeeische SchiffSmeldnugr«.
D. Fritz Hugo S Innes 5 am 16. 5. « Bueno? Hirt?. —

D. Alexandria au$g. am 14. 5. in Rotterdam. — D. Cf ran io aiiSg am
13. 5. sagreä pass. — D. Cairo auSg. am 14. 5. von Jossa. —
S). Cavallo aus«, am 15. 5. von Bengasi. — D. Tolisiiurn rückt, am
14. 6. von Rotterdam nach Hamburg. — D. Arobia rückt, am 14. 5. tn

flu«0- am 15. 5. von Salonica nach Dardanellen.
— D. Artus heinik. am 15. 5. von Buenos Aires über Bahia, LaS Pal,
mas Antwerpen nach Hamburg. — D. Hildegard am 16. 5. von Emde«

versamrnlungs-NalenLer.

„ Donnerrtog, 18. Mai.
, Eozioldemokratlschet Ortsverein, 8 Uhr abend», MsJl JcirMrni.TTtn '

SLEifenliahncrlDS!

Unsere Kolleaen in den Bahnmeistereien A und B

Bergedorf sowie Pinneberg sind durch die Eisenbahnver-

waltung sämtlich entlassen, weil sie sich weigerten, die ge-

teilte Arbeitszeit anzunehmen. Wir haben daraufhin als

erste Maßnahme die Sperre über den Betrieb verhängt.

Kein Arbeiter darf während des Konfliktes im Eisenbahn»

betriebe in Arbeit treten. Unsere Mitglieder sordern wir

auf, jede Kommandierung nach den Bahnmeistereien A-

und B Bergedorf, Pinneberg nnd anch nach

der 5. Bahnmeisterei Blankenese, weil auch hier

der Konflikt droht, zu verweigern. Sollte auf einer Dienst»

stelle durch Verweigerung von Arbeit nach den letztgenannten

Dienststellen die Verwaltung zu Entlassungen schreiten, so

ist uns dieses umgehend zu meloen. Die Ortsverwaltung

trifft alle Maßnahmen, um den ausgebrochenen Kampf ;ü

Ende zu führen. Zunächst darf kein Kollege oder irgend

eine Dienststelle weitere Maßnahmen ergreifen.

Wir fordern zur höchsten Alarmbereitschaft auf.

vkiilschn tzistilbuhnttorrbM, (Ortsgruppe Hamburg.

Sie Vklsmmttimg.
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